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 9Einleitung

Sara Alfia Greco, Dirk Lange

Mündigkeit in der Politischen Bildung.

Zur Einleitung

Seit der Aufklärung sind Mündigkeit und Bildung unlösbar aufeinander bezogen 
und miteinander verwoben. Während Mündigkeit die Perspektive des „Ausgang[s] 
des Menschen aus seiner selbst verschuldeten Unmündigkeit darstellt“ (Immanu-
el Kant, 1784), lässt sich Bildung als der Modus begreifen, durch den das Vermö-
gen „sich seines Verstandes ohne Leitung eines anderen zu bedienen“ (ebd.) ge-
fördert wird. „Sapere aude! Habe Mut dich deines eigenen Verstandes zu bedie-
nen! ist also der Wahlspruch der Aufklärung“ (ebd.) lässt sich als Aufruf zur 
(Selbst)Bildung des Individuums interpretieren. Politisch ist diese Bildung seit 
jeher. Sie hinterfragt Herrschaftsansprüche, sie delegitimiert scheinbar natürliche 
Ordnungen und sie eröffnet politische Partizipation und gesellschaftliche Teilha-
be. Allein die Subjektivierung der bisher Mutlosen und Unmündigen muss als 
Politisierung durch politische Bildung gelesen werden. Mangelnder Mut und in-
dividuelles Unvermögen sind für Kant die Hürden der Emanzipation. Politische 
Bildung hätte demnach die Aufgabe die Menschen zu empowern.

Im Unterschied dazu begreift die Kritische Theorie die gesellschaftlichen Be-
dingungen und sozialen Voraussetzungen als ursächlich für das Phänomen der 
Unmündigkeit. Vermachtete Interessen und organisierte Herrschaft behinderten 
demnach eine Emanzipation der Unmündigen. Eine Mündigkeitsbildung müsse 
deshalb die Marktmechanismen und Vorteilserwartungen berücksichtigen, die 
die Bürgerinnen und Bürger „verblenden“. In diesem Kontext erhält die emanzi-
patorische Politische Bildung ihre gesellschaftskritische Konnotation. Der Weg 
der Emanzipation des Subjekts führt über die Kritik der gesellschaftlichen Bedin-
gungen. In der politischen Bildung als Mündigkeitsbildung müssen sowohl die 
individuellen Voraussetzungen als auch die gesellschaftlichen Bedingungen didak-
tisiert werden. Das heißt zugleich, dass der emanzipatorische Bildungsprozess ne-
ben dem Bewusstseinswandel immer auch Gesellschaftswandel bewirkt. „Erzie-
hung wäre ohnmächtig und ideologisch, wenn sie […] die Menschen nicht dar-
auf vorbereitete, sich in der Welt zurechtzufinden. Sie ist aber genauso fragwür-
dig, wenn sie dabei stehen bleibt, und nichts anderes als ‚well adjusted people‘ 
produziert“. (Theodor W. Adorno, 1971).

Im Rahmen der vorliegenden Publikation wird das Verhältnis von Emanzipa-
tion und politischen Bildungsprozessen diskutiert und sich hierbei aus verschie-
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10 Sara Alfia Greco, Dirk Lange

denen Teilbereichen und Disziplinen mit didaktischen Konzepten um Mündig-
keit und Aufklärung auseinandergesetzt. Klaus-Peter Hufer führt mit seinem Bei-
trag in den Begriff der Emanzipation, seine historische Entwicklung sowie die 
Bedeutung für das Handeln und Lernen von Subjekten ein. Hufer warnt davor, 
andere Menschen „emanzipieren“ zu wollen, so stellten Emanzipation auf der ei-
nen Seite und Manipulation, Agitation und Indoktrination auf der anderen Seite 
sich wechselseitig ausschließende Gegensätze dar. Missbrauch gebe es, „wenn un-
ter dem Deckmantel der Emanzipation versucht wurde, anderen Menschen das 
‚richtige Bewusstsein‘ beizubringen oder stellvertretend für sie die Welt zu deu-
ten. Diese Anmaßung liegt in der Tendenz aller institutionellen Bildungsanstren-
gungen.“ (Hufer in diesem Band, S. 14 f.) Die Ziele einer emanzipatorisch orien-
tierten Bildung seien weiterhin aktuell, es fehle diesbezüglich jedoch an einer Pra-
xistheorie um Antworten auf die Herausforderungen von Unmündigkeit und 
(Selbst-)Aufklärung finden zu können. Andreas Eis problematisiert die fehlende 
Thematisierung der „Verhältnisse von Unmündigkeit, Fremdbestimmung und 
Unterwerfung der Subjekte in gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsstruktu-
ren“ (S. 24) in Bildungsplänen und Unterricht. Weiterhin unterzieht er aktuelle 
Programme aus den Bereichen Engagementpolitik und Demokratielernen einer 
kritischen Prüfung.

Fritz Reheis setzt sich mit dem Begriff des Widerstandes im politikdidaktischen 
Diskurs, den Kategorien einer entsprechenden Widerstandskompetenz und dem 
Anspruch des Sichtbarmachens von Zeitlichkeit auseinander. Dabei stellt er u. a. 
die These auf, dass eine Erziehung zur Mündigkeit ohne die Befähigung des mün-
digen Subjektes zur Entscheidung zwischen Anpassung und Widerstand nicht 
möglich sei. Oliver Flügel-Martinsen beschäftigt sich mit Habermas’ diskurstheo-
retischen Ansatz der deliberativen Demokratietheorie, den er mittels einer refle-
xiv emanzipatorischen Befragungspraxis in Frage stellt. Neben einer Analyse be-
stehender Kritiken deliberativer Demokratie (agonistische Demokratietheorie 
nach Mouffe, demokratischer Streit im Namen der Anteillosen nach Rancière, 
sowie dialogische Demokratie nach Tully) begründet Flügel-Martinsen den Be-
darf an einer kritischen Demokratietheorie als emanzipatorische Befragungspra-
xis. Ebenfalls bezugnehmend auf Demokratietheorien thematisiert Werner Fried-
richs wie gesellschaftliche Veränderungen („transformierende Gesellschaft“ und 
„herausgeforderte Gesellschaft“, S. 69) für politische Bildungsprozesse fruchtbar 
gemacht werden können. Er verfolgt dabei die Hypothese, dass es sich bei der An-
forderung an „Mündigkeit“ auch immer um ein „bipolitisches Steuerungsdispo-
sitiv“ handeln könne.

Sibylle Reinhardt hingegen macht in ihrem Beitrag den Begriff der Konfliktfä-
higkeit als „Bürger-Kompetenz“ stark und betont, dass Konflikte im Politikun-
terricht auf Inhaltsebene und Ebene der arrangierten Interaktionen erscheinen 
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 11Einleitung

und gehandelt werden sollten. Dies sei eine wichtige Voraussetzung, um mündi-
ge Subjekte in der Demokratie hervorzubringen. Malte Kleinschmidt und Dirk 
Lange stellen ein Forschungskonzept zu Inclusive Citizenship vor. Der Ansatz ver-
sucht dem Anspruch gerecht zu werden, emanzipatorische politische Bildung zu 
befördern und dabei auf die „Reflexion und Überwindung gesellschaftlicher Herr-
schafts- und Ungleichheitsverhältnisse“ (S. 96) abzuzielen. Hierbei stellen die Au-
toren die Forderung auf, dass Citizenship sowohl als inklusive BürgerInnenschaft 
als auch Exklusionsmechanismus auf politischer Ebene analysiert werden müsse, 
um beides in gesellschaftliche Machtverhältnisse einordnen zu können. Axel 
Schulte fokussiert in seinem Beitrag die Herausforderungen, mit denen sich klas-
sische Orientierungen der Politischen Bildung durch den sozialen Wandel und 
insbesondere durch internationale Migration konfrontiert sehen. Er stellt die The-
se auf, dass die verfassungsrechtlichen Grundsätze der Menschenwürde und Men-
schenrechte sowie der staatlichen Demokratie für die Politische Bildung in der 
Einwanderungsgesellschaft besondere Beachtung finden sollten. Mit dem Begriff 
der Aufklärung nimmt Jürgen Menthe eine Analyse der Umwelterziehung und der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung vor. Er verdeutlicht, dass das Leitbild des/
der mündigen und autonomen Bürgers/Bürgerin bislang eine Illusion in der Do-
mäne darstellt und somit bezüglich einer subjektkritischen Umweltbildung Hand-
lungsbedarf besteht.

Um berufliches und politisches Lernen zusammenzuführen, setzt sich Bettina 
Zurstrassen mit dem Konzept der arbeitsbezogenen politischen Didaktik nach Pe-
ter Weinbrenner auseinander. Sie stellt die These auf, dass insbesondere an Be-
rufsschulen oftmals die kritische Infragestellung der gegebenen Arbeits- und Herr-
schaftsstrukturen aus dem Blick verloren ginge. Zudem werde Mündigkeit in der 
Lernfelddidaktik zumeist als Selbststeuerung oder Selbstorganisation missverstan-
den, so dass Zurstrassen den ursprünglichen Mündigkeitsbegriff im Foucault-
schen Sinne bei der arbeitsorientierten politischen Bildung verwirklicht sieht. 
Reinhold Hedtke diskutiert die Konflikte um die Repräsentation des Lernbereichs 
Wirtschaft in der Schule, die sich durch die Konkurrenz zwischen ökonomisch-
disziplinärer und sozioökonomisch-problemorientierter Fachphilosophie äußern. 
Das Konzept der sozioökonomischen Bildung verdeutlicht Hedtke hierbei durch 
Basiskompetenzen, Leitziele und Bildungsprinzipien, den Gegenstandsbereich 
„Wirtschaft in der Gesellschaft“ sowie die sozioökonomische Domäne „Gesell-
schaft“. Tim Engartner kritisiert den Auf- und Ausbau der ökonomischen Bildung 
auf Kosten der politischen Bildung. Da Mündigkeit und Kritikfähigkeit durch 
politische Bildung ausgebildet würden, sei die Marginalisierung dieser eine Ge-
fahr für die Grundpfeiler der demokratischen Gesellschaft. Engartner plädiert da-
her gegen eine Dominanz der ökonomischen Bildung und für eine Vernetzung 
der Sozialwissenschaften, um das Bildungsziel der Mündigkeit weiterhin fördern 
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zu können. Dies macht er an den Rollen von SchülerInnen als mündige Bürge-
rInnen, engagierte WirtschaftsdemokratInnen und kritische KonsumentInnen 
deutlich. Sara Alfia Greco und Judith Lehner zeigen am Beispiel aktueller media-
ler Unterhaltungsformate u. a. die Reproduktion von Geschlechterinszenierungen 
und die Konstruktion von sozialer Unterschicht auf. Im Rückgriff auf Prozesse 
jugendlicher Identitätsfindung und politischer Urteilsbildung formulieren sie Kri-
terien und Lernziele für eine Medienmündigkeit aus politikdidaktischer Perspek-
tive. Tonio Oeftering geht der Frage nach, ob die Anwendung politischer Musik 
im Unterricht dazu beitragen kann politisch-emanzipatorische Lernprozesse bei 
SchülerInnen zu befördern. Der lebensweltliche Zugang über politische Songs 
und Musikformate trage hierbei möglicherweise zu einer kritischen Analyse- und 
Urteilskompetenz in der politischen Bildung bei.

Alexander Wohnig thematisiert bezugnehmend auf Axel Honneth den Ursprung 
von demokratischer Mündigkeit in der Politischen Theorie. Hierbei versucht er 
der Problematik, welche sich durch die Trennung von Politischer Philosophie und 
politischer Erziehung darstelle, nachzugehen. Zudem wird Chantal Mouffes kon-
fliktorientierter Demokratiebegriff analysiert um Ansätze für das Bildungsziel der 
Mündigkeit zu entwickeln. Wohnig möchte insgesamt „einen Beitrag zu einem 
Zusammendenken von Politischer Philosophie und Erziehung durch die Stärkung 
eines konfliktorientierten Ansatzes leisten.“ (S. 199) David Salomon widmet sich 
demokratietheoretischen Ansätzen um die Kategorie der Mündigkeit in der Po-
litischen Bildung zu untersuchen. Im Sinne mündigen Urteilens unterscheidet er 
hierbei zwischen sozial geprägten Herrschaftsverhältnissen und bereits internali-
sierten Deutungsmustern. So müsste sich die Politische Bildung auch der Her-
ausforderung stellen, die vorherrschende Krise der Demokratie zu überwinden. 
Als eines der wichtigsten Elemente der Demokratie benennt F. Klaus Koopmann 
die Mündigkeit von BürgerInnen. Da sich die Komplexität der gesellschaftlichen 
Probleme u. a. durch Globalisierung in vielen Bereichen erhöhe, seien das (nati-
onal-)staatliche Handeln und die Partizipation von mündigen BürgerInnen je-
doch divergierend. Selbst- und Mitbestimmung sowie Mündigkeit müssten da-
her bildungspolitisch gefördert werden. Neben der Diskussion von Ansätzen zum 
Handeln von BürgerInnen im Sinne Kolbs, Lewins und Piagets präsentiert Ko-
opmann ein didaktisches Modell, welches die Partizipation von BürgerInnen för-
dern und aktivieren soll. Gerhard Himmelmann plädiert für die Pflege der politi-
schen Demokratie sowie ihrer sozialen und bürgerschaftlichen Voraussetzungen. 
Insbesondere die politische Bildung stehe in der Pflicht demokratische Bildung als 
Unterrichts- und Schulprinzip zu propagieren, um Demokratie als Lebens-, Ge-
sellschafts- und Herrschaftsform und ihre Bedeutung allgegenwärtig zu erhalten.

Helmut Vietze widmet sich der Problematik der Alltagsorientierung in der po-
litischen Bildung. Er beschäftigt sich hierbei mit dem Thema der Repolitisierung 
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 13Einleitung

der Politikdidaktik und legt „Alltag“ und „Lebenswelt“ als Ausgangspunkte einer 
Didaktik der Sozialwissenschaften fest. Durch Interviews mit SchülerInnen stellt 
Vietze die Inhalte von Alltagshandeln und Lebenswelt dar. Die Herausforderung, 
die sich dabei für den sozialwissenschaftlichen Unterricht stellt, sei die Verding-
lichung des Unterrichts. Der Alltag soll so lesbar und für die politische Bildung 
fruchtbar gemacht werden. Tilmann Grammes versucht in seinem Beitrag einen 
erweiterten Zugang zum Thema Mündigkeit in der politischen Bildung zu schaf-
fen. Insbesondere die Herstellung von Geltung in Aushandlungsprozessen des all-
täglichen Politikunterrichts stellt für Grammes einen der Möglichkeitsräume für 
Wissenspolitik dar. Da die Politikdidaktik die Frage nach der Herstellung von 
Geltung bislang nur sehr allgemein behandelt habe, nimmt er in seinem Beitrag 
eine erziehungs- und kulturwissenschaftliche Perspektive auf Bildungsprozesse 
ein, welche er „doing Mündigkeit“ nennt. Seinen Ansatz verdeutlicht Grammes 
durch die Analyse von sechs Unterrichtszenen im internationalen schulischen 
Kontext, welche ihm als Forschungsskizze dienen. Norah Barongo-Muweke weist 
in ihrem Text auf die „sozialen Kosten“ hin, die durch Exklusion von Menschen 
mit Migrationshintergrund auf dem Arbeitsmarkt, in Bildungseinrichtungen und 
in Bezug auf ökonomische Entwicklungen entstehen. Sie führt theoretische 
Grundlagen aus um eine Strategie zu entwickeln, inklusive Kompetenzen von 
Menschen zu fördern, die in den genannten Bereichen arbeiten bzw. in diesen in-
teragieren. Auf Grundlage einer postkolonialen Perspektive für sogenannte Post-
Migrationsgesellschaften bindet sie die Theorie der Intersektionalität und des Bür-
gerbewusstseins ein, um so für eine Integration von Habitus und Bewusstsein als 
analytische Kategorie zu plädieren.

Literatur

Adorno, Theodor W. (1971): Erziehung zur Mündigkeit. Vorträge und Gespräche mit Hell-
mut Becker 1959-1969. Frankfurt/M.

Kant, Immanuel (1784/1996): Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung. In: Bahr, Ehrhard 
(Hrsg.): Was ist Aufklärung? Thesen und Definitionen, Stuttgart, S. 8-17.
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Klaus-Peter Hufer

Weiter aktuell: Emanzipation in der politischen Bildung1

1.	 Emanzipation als Weg und Ziel

Das Wort „Emanzipation“ stammt aus dem lateinischen emancipare, was im rö-
mischen Recht die Freilassung des rechtlosen Sohnes oder Sklaven aus dem ma-
nicipium, der Gewalt des Hausherrn oder –vaters, bedeutete.

Der Begriff taucht wieder im 17. und 18. Jahrhundert auf, allerdings mit ei-
ner Bedeutungsverschiebung: Aus dem individuellen Akt der Gewährung von 
Selbständigkeit wurde zunehmend die aktive Selbstbefreiung. Diese hatte nun 
politische und gesellschaftliche Dimensionen gewonnen. Darüber hinaus wurde 
Emanzipation mit einer positiv-optimistischen anthropologischen Grundannah-
me belegt, nämlich mit der Fähigkeit eines jeden Individuums zur Kritik an be-
vormundenden, unterdrückenden Verhältnissen. Dieses Ziel gilt auch heute. Im 
Prozess der Emanzipation befreien sich „menschliche Individuen von bestimm-
ten Fesseln“ – oder sie versuchen es –, „die die Entfaltung ihrer Fähigkeiten (Po-
tenzen) verhindern“, und zwar in individueller und/oder kollektiver Tätigkeit 
(Galcerán Huguet 1990, 658).

Immanuel Kant benannte im Jahr 1783 auf die Frage „Was ist Aufklärung“ 
den fundamentalen Grundsatz aller Emanzipation: „Aufklärung ist der Ausgang 
des Menschen aus seiner selbst verschuldeten Unmündigkeit. Unmündigkeit ist das 
Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Leitung eines anderen zu bedienen. Sapere 
aude! Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen! ist also der Wahlspruch 
der Aufklärung“ (Kant 1995, 162).

In den 1960er-Jahren wurde Emanzipation vor allem durch Vertreter der kri-
tischen Theorie zum gesellschaftlichen Programm. Für Max Horkheimer „hat die 
Idee einer künftigen Gesellschaft als die Gemeinschaft freier Menschen, wie sie 
bei den vorhandenen technischen Mitteln möglich ist, einen Gehalt, dem bei al-
len Veränderungen die Treue zu wahren ist“ (Horkheimer 1970, 36).

Emanzipation meint (Selbst-)Aufklärung und (Selbst-)Befreiung. Im Mittel-
punkt stehen stets die selbständig, selbstbewusst und selbstbestimmt handelnden 
Subjekte.

Wer sich anmaßt, andere Menschen „emanzipieren“ zu wollen, hat nicht be-
griffen, dass Emanzipation auf der einen und Manipulation, Agitation oder In-

1	 Der Text wurde im September 2015 geschrieben.
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doktrination auf der anderen Seite sich wechselseitig ausschließende Gegensätze 
sind. Missbrauch gab es, als unter dem Deckmantel der Emanzipation versucht 
wurde, anderen Menschen das „richtige Bewusstsein“ beizubringen oder stellver-
tretend für sie die Welt zu deuten. Diese Anmaßung liegt in der Tendenz aller in-
stitutionellen Bildungsanstrengungen.

Helmut Bremer hat mit engem Bezug zu Pierre Bourdieu darauf hingewiesen, 
dass die Verhältnisse einer von Milieus und symbolischer Herrschaft geprägten 
Gesellschaft eine neu akzentuierte Betrachtung von Emanzipation erfordern (Bre-
mer 2014). Die Situation ist kompliziert: „Wir haben unsere Milieus, unsere Ge-
schlechtsrolle, unsere ethnische Herkunft usw. im Kopf und im Körper. Besser 
gesagt: Wir gehören nicht einer Klasse, einem Geschlecht, einer ethnisch begrün-
deten Kultur an. Wir sind sie. Als solche selbstverständlichen Lebensprinzipien 
werden die Weltsichten in der Regel nicht hinterfragt und gelangen auch meist 
nicht auf die Ebene des Bewusstseins. Für politische Bildungsarbeit bedeutet das, 
dass die Emanzipation aus solchen Strukturen nicht einfach durch eine Aufklä-
rung im Sinne eines einmaligen Bewusstseinsaktes erfolgen kann. Das würde zu 
kurz greifen“ (Bremer 2014, 103).

Folgt man diesem – einsichtigen – Befund, dann stellt sich die Frage, wie die 
Befreiung aus einer Situation gelingen kann, welche die Subjekte der Befreiung als 
eine solche nicht wahrnehmen können und wollen. Wenn „Herrschaftsverhältnis-
se […] über die Mitwirkung von Individuen und zu großen Teilen unbewusst re-
produziert (werden)“ (Bremer 2014, 104), dann bleibt offen, welche Individuen 
noch in der Lage sind, das zu erkennen. Und wie und von wem sollen sie motiviert 
werden, die Herrschaftsverhältnisse zu überwinden, deren Teil sie ja selbst sind?

2.	 Ziele und Potenziale emanzipatorischer politischer Bildung

Die Komplexität der Probleme einer vernetzten und globalisierten Gesellschaft 
und die damit verbundene immense Informationsfülle samt unübersichtlichen 
Handlungsoptionen erschlägt. Die „objektive“ Realität ist nicht in zwei Schul-
stunden pro Woche oder einen über vielleicht fünf Abende gehenden Kurs der 
Erwachsenenbildung abzubilden; die unübersichtliche Fülle an Fakten und Fra-
gen, Meldungen und Meinungen, Informationen und Ideen ist nicht in maßstab-
verkleinerte Curricula einzufangen.

Daher ist mehr denn je exemplarisches und an den wesentlichen Schlüsselfra-
gen der Gesellschaft orientiertes Lernen angesagt. Hier bleiben immer noch die 
von Oskar Negt ins Spiel gebrachten Schlüsselqualifikationen bzw. Kompetenzen 
einzigartig (Negt 1994, 2004 b, 2010, 26-234), weil sie nicht auf das Formale 
oder Funktionale reduziert sind, sondern sich gesellschaftlichen und existenziel-
len Kernfragen zuwenden: Es sind Identitätskompetenz, technologische Kompe-
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tenz, Gerechtigkeitskompetenz, ökologische Kompetenz, ökonomische Kompe-
tenz und historische Kompetenz (Negt 1994, 2004 b, 2010, 26 – 234). Diese 
Kompetenzen sollen jedoch nicht isoliert und rein positivistisch betrachtet wer-
den; ihr emanzipatorisches Potenzial entfaltet sich durch das „oberste Lernziel: 
Zusammenhänge herstellen!“ (Negt 1994, 2004 b, 2010, 207).

In der Tat ist das dringend notwendig in einer Welt fragmentierter Gesell-
schaftsformationen und hochgradigem Spezialistentum, das derzeit durch den 
Aberwitz von 18.200 Studiengängen schon in den Hochschulen und Universitä-
ten vorbereitet wird (siehe Der Spiegel 2015).

Negts emanzipatorisches Angebot, Kompetenzen zu begreifen und in Lernzu-
sammenhänge zu integrieren, ist weitgehend Konsens in der politischen Erwach-
senenbildung (siehe Hufer u. a. 2013 u. 2015). Das ist jedoch keineswegs in der 
auf allgemeinbildende Schulen zielenden Politikdidaktik der Fall. Von einigen 
Vertretern dort ist ganz im Gegenteil ein stark funktionalistisches Verständnis vom 
Politikunterricht in die Diskussion gebracht worden (siehe Weißeno u. a. 2010). 
Tonio Oeftering hat in einer luziden Kritik diese Überlegungen als „ein geradezu 
paternalistisch-bevormundendes Verständnis politischen Lernens“ (Oeftering 
2013, 85) bewertet: „Aus der Sicht einer am Leitziel der Mündigkeit orientierten 
politischen Bildung ist eine solchermaßen bevormundende politische Bildung 
weder politisch noch Bildung“ (Oeftering 2013, 85).

Daher ist es auch nicht von der Hand zu weisen, wenn Vertreter/-innen der 
außerschulischen politischen Bildung/politischen Erwachsenenbildung den 
Schluss ziehen, dass eine emanzipatorische Bildung „im schulischen Kontext 
kaum denkbar ist“ (Dettendorfer 2009, 36). Und in der Tat findet man in einem 
neueren „Handbuch politische Bildung“, dessen weitaus meisten Beiträge sich auf 
die Schule und den Politikunterricht dort beziehen, weder einen Beitrag zum Bil-
dungsziel „Emanzipation“ noch im Stichwortverzeichnis einen entsprechenden 
Eintrag (siehe Sander 2014).

2.1	 Die Notwendigkeit einer Praxistheorie

Was sollte, was kann eine emanzipatorisch orientierte politische Bildung leisten? 
Zunächst einmal bedarf sie einer soliden theoretischen Begründung: „Als eine 
gute Theorie kann im Kantischen Sinne jener Begründungszusammenhang ver-
standen werden, der das Herumtappen im Empirischen beendet und pragmati-
schem wie technisch-praktischem Handeln als Wegweiser und Orientierungs-
norm dient. Was im Erkennen nicht nur die Realität verdoppelt, sondern aus ih-
ren eigenen Potentialen Veränderungen und bessere Möglichkeiten zu entwickeln 
hilft, ist auf überschreitende und eingreifende Theoriearbeit angewiesen“ (Negt 
2004a, 15). Und: „Politische Bildung kann nicht gelingen, wenn die Systemfrage 
ausgeklammert bleibt. Wo leben wir? Was sind die bestimmenden Macht- und 
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Herrschaftsverhältnisse? Wenn diese Fragen als modernisierungsschädlich ausge-
grenzt werden, ist politische Bildung lediglich Verdoppelung der Realität“ (Negt 
2010, 24).

Die wesentlichen Kriterien einer so definierten „guten Theorie“ sind Hand-
lungsorientierung und die Absicht, die vorgefundene und als unzureichend er-
kannte Praxis zu verbessern, d. h. zu demokratisieren.

Hinzu kommt, das, was wissenschaftlich begründet wird, mit dem, was prak-
tisch realistisch ist, in Verbindung zu bringen. Aber es fehlt nach wie vor eine so-
lide „Praxistheorie emanzipatorischer politischer Bildung“. Zwar gibt es erste An-
sätze, eine kritische Theorie politischer Bildung zu re-aktualisieren (Widmaier/
Overwien 2013), aber auch da ist die Perspektive derjenigen, die vor Ort und in 
den Institutionen die Arbeit machen, erheblich unterrepräsentiert. Es muss daher 
eine neue Theorie gefunden werden, die die Einsichten, Kenntnisse, Perspektiven 
und Gestaltungsmöglichkeiten der beiden Lebenswelten „Theorie“ und „Praxis“ 
vereint. Noch sind die Grenzen zwischen ihnen recht starr (siehe Hufer 2013).

Erhard Meueler benennt fundamentale Bedingungen einer „Praxistheorie“ der 
Erwachsenenbildung (Meueler 1998, 171): „Will eine solche Theorie handlungs-
relevant sein, muß sie mit der ganz normalen Alltagspraxis von Erwachsenenbil-
dung koordiniert sein, aus ihr schöpfen und wieder in sie münden. Überall dort, 
wo die am gemeinsamen Lernen und Lehren Beteiligten ihre besondere Praxis kri-
tisch auf allgemeine Einsichten hin reflektieren, kommt Theorie zustande, und zwar 
in Einheit mit der Praxis“ (Meueler 1998, 171). Die Theorie „begleitet die Praxis 
kritisch, beobachtet sie, klärt sie über sich selbst auf, sichert sie vor Selbstbetrug. […] 
Andererseits muß die Theorie ihren Gehalt praktisch unter Beweis stellen und sich 
durch ihre pädagogische Durchführbarkeit ausweisen“ (Meueler 1998, 171).

2.2	 Gesellschaftstheorie statt Betriebswirtschaft

Eine emanzipatorische Bildungsidee und -arbeit ist eng mit der Gesellschaft, in 
der sie wirkt und die sie mitgestalten will, verflochten. Sie braucht eine theoreti-
sche Einordnung der jeweils gegenwärtigen Konstellationen und Aktionen, der 
Motive der Handelnden und der Gründe der Passiven, der Macht der Starken 
und der Ohnmacht der Schwachen. Sie sucht Potenziale der notwendigen Verän-
derung, aber auch der sinnvollen Verteidigung der gesellschaftlichen Lage. Bei der 
Formulierung einer emanzipatorischen Praxistheorie kommt es auf die „erkennt-
nisleitenden Interessen“ an, die sich „aus dem gesamtgesellschaftlichen Zusam-
menhang“ ergeben (Habermas 1971, 37). Maßstab für eine emanzipatorische Ge-
sellschaftstheorie ist, ob und inwieweit das Demokratiepostulat ernst genommen 
wird, nicht legitimierte Herrschaft gebrochen und eine Gesellschaft angestrebt 
wird, „worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Ent-
wicklung aller ist“ (Marx/Engels 1848, 45).
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Hiervon sind wir offensichtlich weit entfernt, denn: „Die kulturelle Erosions-
krise, in der wir leben“ (Negt 2004a, 26), ist eng verbunden mit einem „betriebs-
wirtschaftlichen Imperialismus“ (Negt 2004a; 2014: 122), der gleichermaßen der 
Verursacher und der Nutznießer dieser Krise ist.

Wie weit die Verbetriebswirtschaftlichung des Lebens vorgedrungen ist, zeigt 
sich im Sprachgebrauch. In der Bildungsarbeit beispielsweise wird vielfach nicht 
mehr von Teilnehmenden an den Veranstaltungen gesprochen, statt dessen wird 
dort heute der Kundenbegriff „ohne Scham“ (Negt 2004b, 202) und wie selbst-
verständlich gehandelt; dabei stammt er aus einer anderen Welt, aus der des Mark-
tes, der Erfolgsorientierung, der Gewinnmaximierung und vielleicht auch der 
Übervorteilung, in der es um andere Absichten geht als um die, dass Menschen 
selbstbestimmt an Erkenntnissen und Welterfahrungen teilhaben, beispielsweise 
um ihre Autonomie zu erweitern. Damit wird symbolisch das ausgedrückt, was 
Absicht ist: die Unterordnung der Menschen unter die Bedingungen der Ökono-
mie. Dazu Oskar Negt: „Wir tun so, als ob die Frage von Wirtschaftsstandorten 
und die Frage der Ökonomie das ganze Leben ausfüllt“ (Negt 2004b, 203).

Dieser Prozess ist flächendeckend und total, kein gesellschaftlicher Bereich 
bleibt verschont, auch nicht das Bildungssystem. In den Gesprächen, die dort ge-
führt und in den Schriften, die dort in Umlauf gebracht werden, rasselt routine-
mäßig vorgetragen das neue Vokabular: Qualität, Effizienz, Planung, Standards, 
Controlling, Rankings, Evaluation, Assessment, Markt, Dienstleistung, Innova-
tion, Reform, Modernisierung, Synergie, Kompetenz, Selbstlernkompetenz, For-
mate, Module, Weiterbildungsmanagement, Netzwerke, Vernetzung, Organisa-
tionsentwicklung, Zeitfenster, Meetings, Events, Performanz, Paradigmenwech-
sel, Bildungsstandards, Nachfrageorientierung, soft skills, Globalisierung, Stand-
ortsicherung, Lernende Regionen.

Da mit diesen Begriffen entsprechende soziale, kulturelle und politische Kon-
turen erkennbar werden, sind grundlegende Fragen zu stellen: Ist das eigentlich 
die Gesellschaft, die sich die Menschen wünschen? Ist der Wert von Arbeit, die 
Bedeutung einer Beziehung, der Sinn eines Gesprächs, die Freundlichkeit einer 
Beratung tatsächlich nur als eine betriebswirtschaftliche Quote zu bemessen? Geht 
es den Menschen in erster Linie um Qualifikation oder immer noch um Bildung? 
Sind vor allem funktionale „soft skills“ gefragt? Oder zählen nicht doch weiter-
hin traditionelle Werte wie z. B. Gerechtigkeit? Wer definiert dies alles? Wer sug-
geriert und implementiert dieses Denken? Welche Medien stehen hier zur Verfü-
gung? Welches Menschenbild wird mit dem rundherum aufgekommenen neuen 
Qualifizierungsverständnis inszeniert? Die Antwort ist erschreckend schlicht: Es 
zählt vor allem der, der zahlen kann. Es entsteht ein Gesellschaftsverständnis, nach 
dem nur das einen Wert hat, was Mehrwert schafft. Hierfür gibt es interessierte 
Profiteure.
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3.	 Fragen und Stichworte der Gegenwart

Demgegenüber muss politische Bildung ihre zentralen Kategorien bewahren, die 
sich aus den relevanten Definitionen von Politik ableiten: Macht, Herrschaft, 
Konflikt, Interesse, Gemeinwohl, Menschenwürde u. a. Die Ziele emanzipatori-
scher politischer Bildung sind und bleiben Demokratisierung, Handlungsorien-
tierung, Kritikfähigkeit, Solidarität und Mündigkeit. Aus der Orientierung an ih-
nen sind gesellschaftstheoretisch und -praktisch relevante Fragen zu stellen, z. B.:
•	 Wer steuert in einer globalisierten Welt, in der die Nationalstaaten an Bedeu-

tung verlieren, wirklich „Politik“?
•	 Wie legitim, wie demokratisch sind die eingesetzten Instrumente?
•	 Welche Akteure und Handlungsfelder fördern Demokratie, welche behindern sie?
•	 Wie ist in einer weitgehend individualisierten Gesellschaft eine Orientierung 

am allgemein Interessierenden herbeizuführen?
•	 Wie kann Gerechtigkeit hergestellt werden, wenn die Kluft zwischen arm und 

reich immer größer wird? Allen Erfahrungen nach muss sie erkämpft werden, 
denn diejenigen, die sich ihre Privilegien verschafft haben, werden diese nicht 
freiwillig aufgeben. Wo stehen da politische Bildnerinnen und Bildner?

•	 Wie kann bei der fast schon totalen Durchökonomisierung unserer Verhältnis-
se noch Solidarität begründet werden?

•	 Welche politische Sozialisation erfährt ein zur dauernden Flexibilität gezwun-
gener Mensch?

•	 Wie politisch handlungsbereit und –fähig sind auf dem „Markt“ herumgewir-
belte Menschen überhaupt noch?

•	 Wie können soziale Standards in einer weltweit „liberalisierten“ Welt noch ge-
rettet werden?

•	 Führen der Verdruss an Politik und das Misstrauen gegenüber Politikern – bei-
des ist empirisch belegt – möglicherweise zu einer „Antipolitik“ (de Saint Vic-
tor 2015, 10), die die Demokratie in eine Krise treibt?

•	 Welche Potenziale an politischer Anomie und Aggressivität, an Fundamenta-
lismus, Rassismus und Rechtsextremismus ergeben sich aus dem Prozess welt-
weiter Entgrenzung, Modernisierung und Ökonomisierung?

•	 Wie ist „Mündigkeit“ zu definieren in einer Gesellschaft, in der der kaufkräftige 
Kunde, nicht aber der politisch interessierte und engagierte Bürger attraktiv ist?

Diese und zahlreiche andere Fragen sind nicht ohne weiteres, wie es vielfach ver-
sucht wird, mit der Luftigkeit eines Erlebnischarakters, mit der Ästhetisierung des 
Lerngeschehens einzufangen. Stattdessen trifft Hegels Klarstellung zu: „Die Bil-
dung […] ist im Subject [sic] die harte Arbeit gegen die bloße Subjectivität [sic] 
des Benehmens, gegen die Unmittelbarkeit der Begierde sowie gegen subjective 
[sic] Eitelkeit der Empfindung und die Willkür des Beliebens“ (Hegel 1853, 14).
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Die Ergebnisse dieser harten Arbeit entziehen sich glücklicherweise jeglicher 
Kontrollphantasie. Zwar wird immer von Seiten der neoliberalen Chefideologen 
und ihren Think Tanks mit riesigen Kampagnen und Budgets versucht, „Men-
schen in Rechenmaschinen“ (Crouch 2015, 49) zu verwandeln. Aber es bleibt 
doch die Genugtuung, dass Menschen ihren Eigensinn haben und sich dieser in 
Bildung entwickelt (Negt 2014, 123). Die modernistischen „Zeitgeistsurfer“ (Pon-
gratz 2003), die Emanzipation für obsolet erklären, haben in ihren technokrati-
schen Phantasien nicht bedacht, dass Bildung immer ein Widerstandspotenzial, 
eine Subversivität beinhaltet und mit sich bringt. Monofunktional verlaufen Lern-
prozesse keineswegs. Bildung hat stets einen Eigensinn, sogar wenn sie nur auf 
Qualifizierung reduziert wird. Auch dann ist anzunehmen, dass die „Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer […] entschlossen sind, gegen die Welt des akkumulierten 
Wissens ein Stück ihrer Subjektivität zurückzugewinnen“ (Axmacher 1990, 224f).

Die Versuche, Subjektorientierung durch Standardisierung, Kritik durch Kom-
petenz und Emanzipation durch Evaluation zu ersetzen – wie das in Publikatio-
nen der Politikdidaktik und auch der politischen Erwachsenenbildung nachzule-
sen ist –, gehen in ihren technokratischen Phantasien und Omnipotenzgelüsten 
an den Absichten der Menschen vorbei. Deren Mündigkeit ist nicht nur ein Pos-
tulat, sondern Realität.

Die Herrschaftsformen und Abhängigkeitsverhältnisse sind nicht immer un-
mittelbar und sofort erkennbar, aber sie existieren weiter – trotz aller Beschwörun-
gen von Selbstverwirklichung, Selbstbehauptung, Selbstdurchsetzung, Selbstma-
nagement, Selbstorganisation oder Selbststeuerung. Die Ziele einer emanzipato-
risch orientierten Bildung bleiben nach wie vor aktuell. Doch die Antworten auf 
die Frage, wie die (Selbst-)Aufklärung der Menschen aus ihrer selbst verschuldeten 
Unmündigkeit vonstattengehen soll, müssen neu gesucht und gegeben werden.
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Andreas Eis

Mythos Mündigkeit?

Partizipation und politisches Handeln: Selbst(des)illusionierung 
als Aufgabe emanzipatorischer Politischer Bildung?

1.	 Einleitung

Mit der Formalisierung von Kompetenzen und messbaren Standards wird das im-
mer schon ambivalente Mündigkeitspostulat in Bildungsinstitutionen mitunter 
in sein Gegenteil verkehrt. Auch erfahrungs- und handlungsorientierte Ansätze 
des Demokratielernens tragen nicht immer zur politischen Aufklärung bei. In vie-
len ambitionierten Projekten werden ebenso wie in den reformierten Lehrplänen 
weder die Ursachen für Fremdbestimmung und Unmündigkeit, noch die struk-
turellen Voraussetzungen für Partizipationsfähigkeit oder die Gründe für vielfach 
verhinderte Teilhabe thematisiert. Im folgenden Beitrag soll der Frage nachgegan-
gen werden, in welchen Kontexten Politischer Bildung die emanzipatorische Leit-
idee der Mündigkeit eine Umdeutung und Instrumentalisierung erfährt. Meine 
Ausgangsthese ist, dass Politische Bildung spätestens seit der Einführung des Po-
litik-Wirtschaft-Unterrichts in vielen Bundesländern eine Entpolitisierung erfährt 
und weitgehend auf die Qualifikation angepasster Konsumenten, Staats- und 
Wirtschaftsbürgerinnen reduziert wird. Das Bildungsziel politische Mündigkeit 
steht zwar nach wie vor im Zentrum von Kompetenzmodellen und Kerncurricu-
la sowohl der politischen als auch der ökonomischen Bildung. Gleichwohl spre-
chen die jüngsten Bildungsreformen ebenso wie zahlreiche Förderprogramme 
zum Engagement- und Demokratielernen eher für eine normative Umdeutung 
des Mündigkeitsanspruches. Neue Zielorientierungen sind vielmehr Beschäfti-
gungsfähigkeit, flexibel anpassungsfähige Kompetenzprofile, soziale Selbstregu-
lierung und Eigenverantwortung statt Fragen nach Machtverhältnissen, Fremd-
bestimmung und Herrschaftskritik. Ich werde zunächst (1) nach den strukturel-
len Voraussetzungen und gesellschaftlichen Bedingungen für politische Hand-
lungsräume sowie für Partizipationsfähigkeit und Mündigkeit als Bildungsziele 
fragen. Während optimistische sozialwissenschaftliche Analysen bereits ein neues 
„Zeitalter der Partizipation“ postulieren (Harles/Lange 2015), verweisen gesell-
schaftskritische Ansätze auf Prozesse der Entpolitisierung in der „Postdemokra-
tie“ (Eis/Salomon 2014). In vielen Konzeptionen Politischer Bildung scheint der 
Anspruch autonomer Subjekte nicht ein (grundsätzlich unerreichbares) Fernziel, 
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sondern bereits vorausgesetzt, ohne dass Macht- und Herrschaftsanalysen der Ver-
hältnisse von Fremdbestimmung überhaupt erfolgen würden. Im zweiten Schritt 
(2) soll die These begründet werden, dass auch demokratiepädagogische und en-
gagementpolitische Projekte der Entwicklung von Mündigkeit mitunter geradezu 
entgegenwirken können. Anhand deliberativer Bürgerforen sowie Beispielen von 
Kinder- und Jugendpartizipation wird untersucht, inwiefern sich hier tatsächlich 
neue Handlungs- und Reflexionsräume erschließen lassen oder inwieweit Jugend-
liche und Erwachsene durch Pseudopartizipation lediglich aktiviert und mögli-
cherweise instrumentalisiert werden. Als Ergebnis soll schließlich (3) ein zentrales 
Anliegen emanzipatorischer Bildungsarbeit formuliert werden, das darin besteht, 
die ambivalenten Anrufungen zur Mitbestimmung und sozialen Selbststeuerung 
als Lerngelegenheit einer Selbstdesillusionierung zu verstehen. In Anlehnung an 
subjektkritische Studien (Reichenbach 2001; Bünger 2013; deMoll u. a. 2013) 
kann hier insofern für eine Inkompetenz-Kompetenz plädiert werden, die das „de-
mokratische Selbst“ mit seinen eigenen Konstitutionsbedingungen konfrontiert 
und es notwendigerweise immer auch als ein „dilettantisches Subjekt“ ausweist 
(Reichenbach 2001). Mündigkeit als dauerhafte Aufgabe und kontrafaktisches 
Versprechen würde sich somit als dialektische Lernproblematik wenden und nicht 
in einer unkenntlich gewordenen, beliebigen Leerformel erschöpfen.

2.	 Bildung zur Mündigkeit im „Zeitalter der Partizipation“ 
oder „Praxis der Unbildung“ in einer Epoche des 
Demokratieabbaus?

Das neue Paradigma der „Output-Steuerung“ orientiert sich an messbaren und 
(international) vergleichbaren Leistungsparametern. Wenn wir Mündigkeit als 
Kritikfähigkeit, Urteils- und Handlungsfähigkeit verstehen oder gar als Bereit-
schaft und Mut zum Widerspruch und zur Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse, dann hilft uns Output-Steuerung sicherlich kaum weiter. Aus eini-
gen Lehrplänen, wie z. B. dem Kerncurriculum Politik-Wirtschaft in Niedersa-
chen, wurde die Handlungsfähigkeit als Kompetenzdimension bereits herausge-
strichen und an den Bereich der non-formalen Bildung delegiert: was nicht mess-
bar ist, kann in der Schule auch nicht mehr gelehrt und gelernt werden (NKM 
2006, KC PoWi, 8)! Der vorliegende Entwurf eines neuen Kerncurriculums hält 
an dieser Schwerpunktsetzung fest. Handlungskompetenz kommt als eigener 
Qualifikationsbereich nicht vor, auch wenn sie gleichsam zum Metaziel erhoben 
wird: „Die Kompetenzen sind den Kompetenzbereichen Sach-, Methoden- und 
Urteilskompetenz zugeordnet. […] Eine so verstandene Handlungskompetenz ist 
Ziel eines kompetenzorientierten Unterrichts […]. Die Schülerinnen und Schü-
ler sind wahrnehmbar handlungskompetent, wenn sie begründet eine eigene Mei-
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nung vertreten, andere Meinungen nachvollziehen können, sich konfliktfähig ver-
halten und reflektierte Entscheidungen treffen. Sie handeln als entscheidungs- 
und interventionsfähige Bürger zunehmend verantwortungsbewusst.“ (NKM 
2015, KC PoWi, 13) Diese Zielorientierung ist eine einseitige Festlegung auf ein 
liberales Bürgerleitbild, das weder Emanzipation und Herrschaftskritik anstrebt, 
noch den Minimalstandards der GPJE1 gerecht wird.

In der Bildungstradition der Aufklärung begründet der moralische Anspruch, 
der Imperativ zur Selbstbestimmung, zum öffentlichen Vernunftgebrauch „ohne An-
leitung eines anderen“ (Kant 1783, A 481) zugleich die Voraussetzung für einen 
politischen Subjektstatus qua Vernunftbegabung und der daraus abgeleiteten Men-
schenwürde. Diese regulative Idee der Mündigkeit ist bereits bei Kant gleichwohl 
nicht als Zustand oder als ein durch Kompetenzentwicklung zu erreichendes Bil-
dungsziel zu verstehen, sondern vielmehr als permanente Aufgabe zur Selbstbefrei-
ung aus Unmündigkeit, als ein mutiger, unbequemer Prozess der Emanzipation, 
der Abweichung und Kritik von überlieferten und vorgegebenen Lehrmeinungen 
(Eis 2016). Die Leitung durch Pädagogen, Autoritäten und fremde Expertisen ist 
vielfach bequemer und alltagspraktisch erfolgreicher als „selbst zu denken“ (Wel-
zer 2013; Bünger 2013). Mündigkeit als Emanzipationsprozess wird jedoch auch 
heute kaum gelingen oder sogar in sein Gegenteil verkehrt, wenn Selbst- und Mit-
bestimmung sich in bildungspolitischer Rhetorik oder in pädagogischem Aktio-
nismus erschöpfen. In Lehrplänen und einer Vielzahl von Beteiligungsprojekten 
wird das autonome Subjekte bereits voraussetzt, die gesellschaftliche Formung 
und Zurichtung von Kindern und Jugendlichen in der entgrenzten Wettbewerbs-
gesellschaft hingegen kaum mehr thematisiert (Huisken 2011). Unter der Prä-
misse des globalen Standortwettbewerbs nimmt die Erziehung zur Selbstdiszipli-
nierung, zur Verinnerlichung von Leistungszwängen und unreflektiert übernom-
menen gesellschaftlichen Normen der Selbstvermarktung und -optimierung des 
flexiblen Menschen immer konkretere Formen an: im Kontext von G8, Bologna, 
prekären Zeitverträgen, Privatisierung von Bildungs- und Weiterbildungsinstitu-
tionen, um hier nur einige Stichworte zu nennen (Koppetsch 2011; Eis/Salomon 
2014).

Um Wege aus der „selbstverschuldeten Unmündigkeit“ zu erschließen, müss-
ten die Verhältnisse von Unmündigkeit, Fremdbestimmung und Unterwerfung 
der Subjekte in gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsstrukturen zunächst ein-
mal thematisiert werden. Davon findet sich in den aktuellen Lehrplänen aller-
dings kaum etwas wieder. Schüler_innen werden unter den Zielvorgaben der Out-
put-orientierung kaum befähigt, ihre ungleichen Lebenschancen innerhalb der 

1	 Die Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Jugend- und Erwachsenenbildung weist in ihrem 
Entwurf für nationale Bildungsstandards politische Handlungsfähigkeit immerhin als zweiten fachspe-
zifischen Kompetenzbereich aus.
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sozio-ökonomischen Strukturen zu analysieren, politische Interessen in Konflik-
ten zu vertreten und Möglichkeiten solidarischen Handels auszuloten. Aus eini-
gen Curricula (z. B. in Niedersachsen) sind aktuelle Konfliktlinien und epochale 
Krisenphänomene als Inhalte des Unterrichts jedoch völlig verschwunden. Die 
Reproduktion sozialer Ungleichheit (v. a. auch im Bildungssystem), neue Armut, 
die Krise des nationalen Wettbewerbsstaats, Energie- und Klimakrise sowie die 
Legitimationskrisen europäischer Demokratien spielen ebenso wie Rollen-, Mi-
lieu- und Sozialisationstheorien in der schulischen Politischen Bildung kaum noch 
eine Rolle. Dies gilt insbesondere für das Gymnasium, wo diese Problemfelder 
durch betriebswirtschaftliche Themen ersetzt wurden. Inhaltsfelder werden zu-
dem durch Basis- und Fachkonzepte abgelöst, die sich in schulinternen Curricu-
la widerspiegeln sollen, vermutlich aber zu einer neuen Institutionenkunde füh-
ren werden, wenn sich Schüler und Lehrerinnen an Basiskonzepten abarbeiten 
wie: „Motive und Anreize“, „Interaktionen und Entscheidungen“ oder „Ordnun-
gen und Systeme“ (NKM 2015, 7). Sicherlich ist das Erarbeiten oder Auswen-
diglernen von Definitionen nicht die lerntheoretische Idee von Basis- und Fach-
konzepten. Allerdings bleibt erst noch zu zeigen, inwiefern diese „Innovation“ 
tatsächlich die Unterrichtsqualität in einer anderen Richtung als in die einer neu-
en instruktionalen Paukschule verändern wird. Einem aufklärerischen Bildungs-
anspruch kann jedenfalls nicht genüge geleistet werden, wenn sich in einem Po-
litiklehrplan das Fachkonzept „Macht“ lediglich in einer einzigen Passage wieder-
findet (ebd., 18), von „Herrschaft“ und „Ungleichheit“ – geschweige denn von 
„Kapitalismus“ – hingegen überhaupt nicht mehr die Rede ist, als wären wir be-
reits in der klassenlosen, herrschaftsfreien Gesellschaft angekommen. Hier wird 
Politik auf technisches Verwaltungshandeln und Gesellschaft auf social enginee-
ring reduziert.

Kerncurricula sollen den Anforderungen internationaler Vergleichsstudien ge-
recht werden. Mithilfe ausdifferenzierter „Bildungsstandards“ werden Leistungen 
„valide gemessen“ und damit die „Qualität“ und Wettbewerbsfähigkeit der Bil-
dungssysteme dokumentiert. Nicht nur in der Politischen Bildung melden sich 
zunehmend kritische Stimmen, die in dieser Standardisierung genau das Gegen-
teil von Bildung und Unterrichtsentwicklung ausmachen: Kritisches Denken und 
fachliches Verstehen werden vielmehr durch Kompetenzmodelle, durch Methoden-
training und Didaktisierung des Unterricht systematisch abtrainiert. Auf der 
Grundlage umfassender empirischer Forschung zeigt Andreas Gruschka, inwie-
fern z. B. in zahlreichen Unterrichtsstunden eine „Entsorgung der Inhalte“ durch 
eine sachentfremdete Zergliederung des Lernprozesses, durch Trivialisierung, Me-
dienkonsum und ständige Lernkontrollen stattfindet (Gruschka 2011, 78, 66 ff.). 
Andere Bildungswissenschaftler beschwören nach PISA und Bologna bereits ei-
nen systematischen „Analphabetismus als geheimes Bildungsziel“ (Liessmann 
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2014, 131). Kompetenzorientierung und Bildungsstandards verbessern nach die-
sen Analysen weder schulisches, noch universitäres Lehren und Lernen, sondern 
bewirken das genaue Gegenteil: eine „Praxis der Unbildung“ (Liessmann 2014).

3.	 Engagementpolitik und Demokratielernen als Instrument 
der Entmündigung und sozialen Desintegration?

Inwiefern macht das Konzept „Mündigkeit“ überhaupt noch Sinn für den leis-
tungsorientierten, selbstverantwortlichen, angepassten Konsumenten und für das 
„unternehmerische Selbst“ (Bröckling 2007)? Auch bei der zivilgesellschaftlich 
engagierten Bürgerin sind durchaus Zweifel angebracht, wenn soziales Engage-
ment als Ausfallbürgschaft für den Abbau des Sozialstaates sorgen muss. Nicht 
nur in Lehrplänen und bildungspolitischen Programmen, auch in vielen engage-
mentpolitischen Projekten lässt sich zeigen, inwiefern sich zunehmend eine Er-
ziehung zur fremdbestimmten „Aktivierung“, zur marktregulierten Selbstkont-
rolle, zu sozialer Mitverantwortung des funktionalen Subjekts durchsetzt (Eis 
2015b; Wohnig 2014). Der Anspruch politischer Mündigkeit wird jedoch sinn-
entleert, wenn die gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse als strukturelle Vorbe-
dingungen von Partizipation nicht mehr Gegenstand politischen Lernens und po-
litischer Bildungsforschung sind. Mündigkeit bleibt ebenso eine Leerformel, 
wenn die Subjekte verinnerlichte Strukturen sozialer Ungleichheit und Techno-
logien der Selbstregulierung ausblenden, die sie auch in Beteiligungsprojekten 
vielfach reproduzieren.

Partizipation und politisches Handeln sind einem tiefgreifenden Wandlungs-
prozess unterworfen. Resultate dieses Wandels sind nicht nur ein sinkendes Ver-
trauen und Mitgliederschwund in Parteien und Gewerkschaften, eine Krise der 
Repräsentation und der wachsende Einfluss von Expertengremien, Lobbyismus 
und kommerzieller Politikberatung, sondern auch neue Protestbewegungen, die 
Professionalisierung von NGOs, liquid democracy sowie die Transnationalisie-
rung der Zivilgesellschaft (Harles/Lange 2015; Hedtke/Zimenkova 2013). Ge-
sellschaftliche Umbrüche und Transformationen des Selbst sprechen vielmehr da-
für, dass die Bedingungen politischer Mündigkeit schwieriger, für viele Menschen 
kaum erfüllbar geworden sind. Wie passt es zusammen, wenn einerseits Lernin-
halte wie neue Formen von Prekarisierung und alternative Wirtschaftsmodelle aus 
den Lehrplänen verschwinden, andererseits aber eine Fülle von Bildungsinitiati-
ven zum Demokratie-, Engagement-, Service- und Compassion-Learning, Ju-
gendliche zu aktiven, sozial- und selbstverantwortlichen Bürger_innen zu quali-
fizieren beabsichtigen?

Zahlreiche politische und pädagogische Programme – auch und insbesondere 
im europäischen Kontext – versuchen durch eine Aufwertung der „Zivilgesell-
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schaft“ den schwindenden Handlungsräumen und den Defiziten demokratischer 
Willensbildung entgegenzusteuern. Nicht zuletzt wurde im Lissabon-Vertrag 
(Art. 11 EUV) die strukturelle Einbindung der Zivilgesellschaft in Entscheidungs-
prozesse festgeschrieben: durch Konsultationen und dialogorientierte Partizipati-
onsmodelle (Kohler-Koch/Quittkat 2011). Auch auf kommunaler Ebene kennen 
wir Bürgerhaushalte, Jugendparlamente und Beiträte. Wie aber passt die Inflati-
on von Bürgerbeteiligung zu einer These der Postdemokratie? Ein anschauliches 
Beispiel ist die Initiative eines Endlager-Symposions des ehemaligen Bundesum-
weltministers Peter Altmaier: „noch nie habe es […] einen so breiten politischen 
Konsens für ein Endlagersuchgesetz gegeben. Noch nie habe es ein so breites Ver-
fahren zur Bürgerbeteiligung gegeben. Wer sich daran nicht beteilige, lasse die 
Chance auf Beteiligung und Einflussnahme ungenutzt.“ (zit. nach FAZ, 
31.5.2013) Die Umweltverbände boykottierten dennoch diesen „breiten Kon-
sens“ mit der Begründung, dass die eigentlichen Verhandlungen längst hinter ver-
schlossenen Türen stattgefunden hätten. Sie lehnten ihre Beteiligung an – oder 
ihre Indienstnahme für – Konsultationen ab, weil zu befürchten stand, dass die 
Verbände hier keineswegs gleichberechtigte Diskurspartner sind, sondern ledig-
lich als Legitimitätsreserve fungieren sollten. Auch die Studien über europäische 
Interessenvertretungen vom Mannheimer Zentrum für europäische Sozialfor-
schung (Kohler-Koch/Quittkat 2011) kommen zu dem Ergebnis, dass die großen 
Erwartungen an „partizipative Demokratie“ und deliberative Politikberatung in 
Europa weitgehend entzaubert wurden. Zwar habe sich die neue Konsultations-
politik der EU durchaus auch gegenüber Vertretern „schwacher Interessen“ ge-
öffnet. Politische Konsultationen beschränken sich jedoch weiterhin auf wenig 
transparente, elitäre Akteure auf europäischer Ebene und werden kaum an die na-
tionale und lokale Ebene zurückgebunden.

Andere Autoren sehen, wie Claus Leggewie oder Roland Roth, in den Bürger-
protesten und neuen sozialen Bewegungen bereits einen „Aufbruch in eine neue 
Demokratie“ (Leggewie 2011; vgl. Roth 2011; Marg u. a. 2013). Aus Sicht der 
Politischen Bildung interessieren hier nicht nur die Potentiale für mehr Bürger-
beteiligung, sondern v. a. die sie begleitenden Inklusions- und Exklusionsprozes-
se, d. h. die Voraussetzungen für erfolgreiche oder verhinderte Teilhabe. Es ver-
wundert wenig, dass auf den Bürgerplattformen zu Konsultationsverfahren der 
EU-Kommission letztlich nur gut vernetzte Interessengruppen auftreten (http://
ec.europa.eu/yourvoice/consultations/index_de.htm, Zugriff 31.3.2015). Und es 
versteht sich von selbst, dass ein Mausklick bei Campact noch wenig über die po-
litische Urteilsbildung und Partizipationsfähigkeit der 1.639.604 Aktivist_innen 
aussagt (www.campact.de; Zugriff 31.3.2015).

Partizipation ist kein Selbstzweck und mehr Partizipation heißt nicht notwen-
digerweise mehr Demokratie, sondern kann auch ein Mitwirken am Abbau von 
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Demokratie, Sozial- und Rechtsstaatlichkeit bedeuten. Diese These ließe sich 
nicht nur anhand einer Reihe von Forderungen der Pegida-Bewegung sehr gut 
veranschaulichen, sondern z. B. auch an der erfolgreichen Schweizerischen Volks-
initiative „Gegen den Bau von Minaretten“ (http://www.admin.ch/ch/d/pore/vi/
vis353.html). Demokratie ist auch im Sinne des Grundgesetzes mehr als ein for-
males Verfahren der Entscheidungsfindung, sondern an die materiale Teilhabe 
und Chancengleichheit zur kollektiven Selbstregierung gebunden. Grundrechte 
können nicht durch Mehrheitsbeschlüsse ethnischen oder religiösen Minderhei-
ten vorenthalten werden.

Wo liegen nun die demokratiepolitischen Probleme einer (vermeintlich) man-
gelnden Partizipationsbereitschaft oder gar „-verdrossenheit“? Die in der Politi-
schen Bildung – insbesondere in ihrer schulischen Fachdidaktik – sehr verbreite-
te Defizitorientierung führt hier am Kern des Problems vorbei: demnach müssten 
Bürger_innen erst das notwendige Wissen, die entsprechenden Kompetenzen und 
Tugenden erwerben, bevor sie berechtigt seien, sich im politischen Feld zu enga-
gieren und ihre gemeinsamen Angelegenheiten mitzugestalten. Wenn die seit 
20 Jahren in der Fachwissenschaft diskutierten Zeitdiagnosen postparlamentari-
scher (Benz), postdemokratischer (Rancière/Crouch) und postpolitischer Ent-
wicklungen (Mouffe) auf ein problematisches Verhältnis von gesellschaftlichen 
Herrschaftsformen und demokratischer Legitimation und Repräsentation verwei-
sen, dann sollte sich die Frage nach Partizipationsdefiziten auch in der Politischen 
Bildung sicherlich nicht auf die vermeintlich fehlende Bereitschaft oder die man-
gelhaften Kompetenzen der Bürger_innen und Menschen ohne diesen privilegier-
ten Staatsbürgerstatus beschränken.

Welche politischen, pädagogischen (oder andragogischen) Ziele verbinden sich 
mit der wiederholten Aufforderung zur Mitwirkung, zum Engagement und zur 
Partizipation? Wo verlaufen hier die Grenzlinien zwischen sozialem Freiwillige-
nengagement, gesellschaftlicher Selbstregulierung und politischer Praxis (Eis 
2015)? Verdrossen sind sicherlich nicht nur „die Ahnungslosen“ und „Politikfer-
nen“, wie Werner Patzelt und Joachim Detjen immer wieder behaupten. Vorge-
täuschte und simulierte Partizipation führt ohne substantielle Gestaltungsräume 
zu mitunter umso größerer Politikverdrossenheit. Eine Reihe empirischer Unter-
suchungen verweisen auf die Grenzen der Partizipationsräume und postulierten 
Chancengleichheit, die vielfach ein uneingelöstes Versprechen bleiben: von schu-
lischen und jugendpolitischen Partizipationsformen (Burdewick 2003; Quesel/
Oser 2006; Wolf 2011; Wohnig 2014), über Debatten und Studien zu den be-
grenzten Möglichkeiten deliberativer Mitwirkung und Einflussnahme durch Run-
de Tische, Bürgerhaushalte und Konsultationen (Kersting 2008; Kohler-Koch/
Quittkat 2011; Eis 2015) bis hin zu den Potentialen von neuen sozialen (Protest)
Bewegungen (Marg u. a. 2013; Bukow u. a. 2013).
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Aus emanzipatorischer Perspektive ist Partizipationsfähigkeit nicht ohne eine 
sozio-ökonomische Herrschaftsanalyse und politische Hegemoniekritik denkbar. 
Politische Herrschaft wird nicht nur in institutionellen Entscheidungsprozessen 
ausgeübt, sondern auch durch die Zivilgesellschaft abgesichert. Die Stabilisierung 
sozialer Ordnungen beruht (nach Gramsci) nicht zuletzt auf einer Wirkung von 
Hegemonie als „pädagogisches Verhältnis“, also auch als Bildungsauftrag. Dies 
zeigen sehr anschaulich die Ziele und Programme einer affirmativen entpolitisier-
ten Bildung des Service-Learning, der Demokratiepädagogik bis hin zur Bildung 
für nachhaltige Entwicklung (Eis 2015), wenn die Schwerpunkte auf Selbststeu-
erung, Eigenverantwortung und sozialen Dienstleistungen liegen und der „mün-
dige Konsument“ aufgefordert wird, sein Konsum- und Mobilitätsverhalten zu 
ändern, gleichzeitig aber keine Fragen nach Herrschaftsverhältnissen und der po-
litischen Gestaltbarkeit der „marktkonformen Demokratie“ gestellt werden.

4.	 Inkompetenzkompetenz: oder das „demokratische Selbst“ als 
„dilettantisches Subjekt“

Die institutionellen Hierarchien, Abhängigkeits- und Machtverhältnisse bleiben 
in vielen Beteiligungsprojekten weitgehend unangetastet und werden auch in den 
pädagogischen Begleitprogrammen kaum reflektiert. Die bislang vorliegenden 
Analysen (von Burdewick, Hafeneger, Wolf oder Wohnig) legen jedoch die Gren-
zen einer Reihe hoch ambitionierter, öffentlich gelobter (und geförderten) 
Beteiligungsmodelle offen. Mit pseudopartizipatorischen Alibiveranstaltungen 
lassen sich auch Kinder nicht darüber hinwegtäuschen, dass ihre Alltagswelt he-
teronom von Erwachsenen, von Pädagogen und von politischen Institutionen be-
stimmt wird. Erziehung zur Mündigkeit könnte jedoch mit einer Desillusionie-
rung ihren Ausgang nehmen, wenn Jugendliche in Projekten des Demokratieler-
nens eine Vielzahl von Mitbestimmungswegen ausprobieren, bei denen sie 
tatsächlich lernen, dass ihre Stimme letztlich nicht zählt. Projekte der Bürgerbe-
teiligung und des Demokratielernens müssen die realen, historisch bedingten 
(vorpolitischen und symbolischen) Herrschaftsverhältnisse analysieren. Interes-
senvertretungen der Zivilgesellschaft stellen mitunter exklusive und geschlossene 
Gruppen dar. Auch in demokratiepädagogischen Projekten wird immer häufiger 
nach dem Leistungs- und Wettbewerbsprinzip über erfolgreiche Förderungen und 
die Teilnahmebedingungen entschieden. Urteils- und Kommunikationskompe-
tenzen werden insbesondere bei denjenigen Schüler_innen weiterentwickelt, die 
bereits das nötige soziale Kapital mitbringen, um sich z. B. für das Europäische 
Jugendparlament zu qualifizieren oder an Debattierwettbewerben mitzuwirken. 
Eine Fülle von sogenannten Beteiligungsprojekten sind Leistungsshows und Elite-
förderung. Für „Jugend debattiert“, UNO-Planspiele und UNESCO-Kindergip-
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